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Stadt Müncheberg 
 

Bebauungsplan „Wohnen an der Seelower Straße“ 

im Ortsteil Müncheberg 

 

Zusammenfassende Erklärung nach § 10a Abs. 1 Baugesetzbuch: 

 

„Dem in Kraft getretenen Bebauungsplan ist eine zusammenfassende Erklärung beizufügen über 

die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behörden-

beteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen der Plan 

nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten 

gewählt wurde.“ 

 

 

1. Ziel der Planung 
 

Mit dem Bebauungsplan ist südlich der Seelower Straße in Abrundung und Ergänzung vorhandener 

Siedlungsflächen die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen vorgesehen. Die Planung entspricht 

hierbei den übergeordneten Planungs- und Entwicklungszielen der Stadt Müncheberg und lässt sich 

unmittelbar aus dem städtebaulichen Leitbild des Ortsteils Müncheberg ableiten. Für die Bauleitpla-

nung lassen sich folgende städtebauliche Entwicklungsziele zusammenfassen: 

 

- Schaffung von Wohnbauflächen zur bedarfsgerechten Entwicklung der Stadt Müncheberg 

durch Abrundung und Ergänzung vorhandener Siedlungsflächen, 

- Lockere Bebauung durch maximal zweigeschossige Ein- und Zweifamilienhäuser mit hohem 

Anteil an Grünflächen, 

- Nutzung der vorhandenen Erschließung und deren effiziente Ergänzung, 

- Erhalt und Entwicklung des vorhandenen Feldsolls sowie des angrenzenden Waldes. 

 

2. Berücksichtigung der Umweltbelange  
 

Für die Belange des Umweltschutzes wurde gem. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchge-

führt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umwelt-

bericht gem. § 2a als gesonderter Teil der Begründung beschrieben und bewertet wurden. In den 

Umweltbericht integriert ist der Grünordnungsplan gemäß § 5 Brandenburgisches Naturschutzaus-

führungsgesetz. Es sind sämtliche Schutzgüter gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB ermittelt und in die 

Abwägung eingestellt worden, einschließlich der Betrachtung kumulativer Umweltauswirkungen. Die 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG wurden geprüft, wobei die Ergeb-

nisse eines artenschutzfachlichen Gutachtens zum Vorkommen von Reptilien und Amphibien be-

achtet wurden. Die Eingriffe in Natur und Landschaft wurden unter Berücksichtigung anerkannter 

Beurteilungsmaßstäbe bewertet. Im Ergebnis sind folgende voraussichtliche erhebliche Umweltaus-

wirkungen im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB zu erwarten: 

  

Mit der Planung wird im Wesentlichen die Umwandlung einer Frischwiese in ein Wohngebiet vorbe-

reitet. Der südlich im Plangebiet liegende Feldsoll bleibt erhalten und wird aufgewertet, es erfolgt 

eine entsprechende Festsetzung (SPE-Fläche und -Maßnahmen). Die Waldfläche wird als solche 

im Bebauungsplan festgesetzt und gesichert, ein Eingriff erfolgt nicht. Somit sind insbesondere Ein-

griffe in die Schutzgüter Boden und Fläche, Wasserhaushalt, Flora, Fauna, Biotope und biologische 

Vielfalt durch zusätzliche Versiegelung und Habitatverluste zu erwarten. Das Plangebiet weist auf-

grund der Bestandsnutzungen innerhalb und angrenzend eine starke anthropogene Vorprägung auf, 

die Inanspruchnahme landschaftlich wertvoller Bereiche oder geschützter Biotope erfolgt nicht.  
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Es wurde eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz erarbeitet. Sämtliche mit dem Bebauungsplan vorberei-

tete Eingriffe können vollständig durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden. Der Bebau-

ungsplan setzt auf Grundlage des Grünordnungsplanes entsprechende Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen fest (insb. Baumpflanzungen, Pflege und Entwicklung des vorhandenen Feldsolls, Extensi-

vierung Waldmantelbereich). Weiterhin wurden Minderungsmaßnahmen in die Festsetzungen des 

Bebauungsplanes integriert (u.a. Teilversiegelung von Zufahrten und Stellplätzen, Dachbegrünung, 

für Kleintiere durchlässige Einfriedungen, lockere Bebauung). Artenschutzrechtliche Konflikte durch 

die Planung im Sinne des § 44 BNatSchG sind unter Beachtung von Vermeidungs- und CEF-Maß-

nahmen nicht zu erwarten. Entsprechende Maßnahmen wurden definiert und in die Planung inte-

griert (Sicherung und Freihalten Waldrandbereich als Reptilienhabitat). Die geplanten Ersatzmaß-

nahmen führen zu einer Aufwertung der Schutzgüter innerhalb des Plangebietes. Die neuen hoch-

wertigen Maßnahmenflächen und die umliegenden Offenflächen dienen zukünftig weiterhin als Le-

bensraum. 

 

 

3. Berücksichtigung der Ergebnisse aus der Öffentlichkeits- und Behördenbetei-

ligung 
 

Frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden insgesamt 3 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 

und 22 Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange übermittelt. Die 

mit den Stellungnahmen übermittelten Hinweise, Anregungen und Bedenken wurden geprüft, unter-

einander und gegeneinander gerecht abgewogen und fanden nach Beschlussfassung der Stadtver-

ordnetenversammlung durch Festsetzungen im Bebauungsplan Berücksichtigung sowie durch Prä-

zisierung und Ergänzung der Begründung und bei der Erstellung des Umweltberichtes. 

 

Von Seiten der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde der Planung überwie-

gend zugestimmt, grundlegende Einwände gegen die Planung wurden nicht übermittelt. Eingegan-

gen sind vordergründig Hinweise zur Bestandsnutzung innerhalb und außerhalb des Plangebietes 

und zum Untersuchungsumfang der Umweltprüfung sowie zum Artenschutz, die in die Planung ein-

gestellt wurden. Die Untere Denkmalschutzbehörde wies auf ein Einzeldenkmal auf der gegenüber-

liegenden Straßenseite hin, welches gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den Bebauungsplan 

übernommen wurde. Das Straßenverkehrsamt des Landkreises Märkisch-Oderland und der Lan-

desbetrieb Straßenwesen gaben in ihren Stellungnahmen Hinweise für den Anschluss des Plange-

bietes an die Seelower Straße, das Straßenverkehrsamt favorisierte eine Anbindung am Knoten-

punkt mit der Landesstraße. Unter Beachtung der übermittelten Hinweise sowie auf Grundlage einer 

Verkehrsplanung erfolgte eine Verschiebung des Anschlusspunktes Richtung Osten und somit eine 

Erhöhung des Abstandes zum Knotenpunkt Bergmannstraße / Seelower Straße.  

Einzig das Landesbüro der anerkannten Naturschutzverbände und die NABU-Ortsgruppe Münche-

berg stimmten der Planung nicht zu (insbesondere Befürchtung einer Beeinträchtigung des Waldes, 

des Feldsolls, von Zauneidechsen und Amphibien, Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen). 

Eingriffe in die vorhandenen Waldflächen und den Feldsoll werden mit der Planung nicht vorbereitet 

und im Rahmen geeigneter Festsetzungen gesichert, der Feldsoll wird durch SPE-Maßnahmen auf-

gewertet. Unter Beachtung von Vermeidungsmaßnahmen wird nicht in die artenschutzrechtlichen 

Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG hineingeplant. An der Planung wurde daher in Abwägung 

der verschiedenen betroffenen Belange zugunsten der Wohnraumentwicklung an einem städtebau-

lich geeigneten Ort festgehalten. 
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Die Träger der Ver- und Entsorgung gaben Hinweise auf vorhandene Anschlussleitungen innerhalb 

und angrenzend an das Plangebiet. Weiterhin wurden von den Behörden und sonstigen Träger öf-

fentlicher Belange verschiedene Hinweise für die Ausführungs- und Genehmigungsebene übermit-

telt, die dort entsprechend zu beachten sind. 

 

In den Stellungnahmen der Öffentlichkeit wurden grundlegende Einwendungen gegen die Planung 

geltend gemacht und die vorgesehene Wohnbauentwicklung abgelehnt. Dem wurde im Ergebnis 

der Abwägung aller betroffenen öffentlichen und privaten Belange untereinander und gegeneinander 

nicht gefolgt. Übermittelte Hinweise zu den zu erwartenden Umweltauswirkungen (u.a. Bodenver-

siegelung, Flächeninanspruchnahme, Biotop- und Artenschutz, Verkehrszunahme, Lärm, Minde-

rung Landschaftsbild und Erholungswert) wurden in die Umweltprüfung eingestellt. Die zusätzliche 

Versiegelung wird im Sinne der Eingriffsminimierung durch geeignete Festsetzungen auf ein erfor-

derliches Minimum begrenzt (z.B. geringe GRZ, Teilversiegelung, nicht überbaubare Grundstücks-

flächen, Pflanzbindungen im öffentlichen und privaten Raum). Zudem wurden in Reaktion auf die 

Stellungnahmen Ausführungen in der Begründung zum Wohnraumbedarf und zur Standortwahl er-

gänzt.  

 

Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
 

Im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 wurden 19 Stellungnahmen von Behörden und sonsti-

gen Trägern öffentlicher Belange übermittelt. Aus der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen ein-

gegangen. Die mit den Stellungnahmen übermittelten Hinweise, Anregungen und Bedenken wurden 

geprüft, untereinander und gegeneinander gerecht abgewogen und fanden nach Beschlussfassung 

der Stadtverordnetenversammlung Berücksichtigung durch Anpassung der festgesetzten Straßen-

verkehrsflächen, Kennzeichnungen und Hinweisen ohne Normcharakter auf der Planzeichnung so-

wie Ergänzung von Begründung einschließlich Umweltbericht. 

 

Grundlegende Einwände gegen die Planung wurden im Kern nicht übermittelt, einzig das Landes-

büro der anerkannten Naturschutzverbände lehnt die Planung aus verschiedenen Umweltschutzbe-

langen (insb. negative Auswirkungen auf den angrenzenden Wald und vorhandenen Feldsoll, Kon-

flikte mit dem Arten- und Biotopschutz, keine Kompensation des vorbereiteten Eingriffs) sowie ins-

besondere auch mit dem Hintergrund des vergleichsweise hohen Innenentwicklungspotenzial im 

Ortsteil Müncheberg ab und sieht die Planung als nicht erforderlich im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes leitet sich aus den übergeordneten Planungs- und Entwick-

lungszielen für den Ortsteil Müncheberg ab (siehe Kapitel 5.3) und steht der Innenentwicklung nicht 

entgegen. Die vorgebrachten Umwelt- und Naturschutzbelange wurden im Rahmen der Umweltprü-

fung und der artenschutzrechtlichen Prüfung in die Planung eingestellt und geprüft. Im Ergebnis 

können die mit dem Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe vollständig kompensiert und Konflikte 

mit dem Arten- und Biotopschutz vermieden werden. Die Sicherung des Waldes sowie des Feldsolls 

erfolgt durch entsprechende Festsetzungen (Waldflächen, SPE). Für das Kleingewässer wurden 

außerdem hochwertige Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen festgesetzt.  

 

Die Untere Naturschutzbehörde wendete ein, dass in der artenschutzfachlichen Beurteilung detail-

lierte Aussagen zu Amphibien im Bereich des Kleingewässers fehlen und verwies auf Artennach-

weise durch das Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände. Die gutachterliche Erfassung und 

Stellungnahme gilt für Reptilien und Amphibien, wobei kein Amphibienvorkommen festgestellt wer-

den konnte. Das gesamte Plangebiet wurde an mehreren offiziellen Erfassungsterminen und weite-

ren Folgeterminen ausreichend untersucht und wird nachweislich durch Amphibien nicht genutzt, da 

die Flächen innerhalb des Plangebiets aktuell keinen geeigneten Lebensraum für diese Tierarten 

darstellt (stark gestörtes Gewässer, fehlende gut grabbare Böden). Die früheren Amphibiennach-

weise des Landesbüros anerkannter Naturschutzverbände und aus früheren wasserführenden Ar-
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tenbestimmungen konnten somit aktuell nicht bestätigt werden. Weiterhin wurde darauf hingewie-

sen, dass die vorgesehenen Baumpflanzungen für die Kompensation des Schutzgutes Boden nicht 

anrechenbar sind. Dem wird unter Anwendung der HVE (Hinweise zum Vollzug der Eingriffsrege-

lung) und des Handbuchs für die Landschaftspflegerische Begleitplanung bei Straßenbauvorhaben 

im Land Brandenburg nicht gefolgt.  

 

Der Landesbetrieb Straßenwesen stellte bezüglich des vorgesehenen Anschlusses des Plangebiets 

an die Seelower Straße fest, dass „die gewählte Lösung […] nicht den Anforderungen einer ver-

kehrssicheren Planung entspricht.“ Die Erschließungsplanung wurde daraufhin unter Abstimmung 

mit dem Landesbetrieb überarbeitet und der vorgesehene Straßenverlauf einschließlich der entspre-

chenden Festsetzung über die öffentliche Verkehrsfläche Richtung Osten verschoben. In diesem 

Zusammenhang wurde im westlichen Bereich zugleich der Abstand zwischen Wald und Baufenster 

vergrößert sowie der Abstand zu den östlich an das Plangebiet angrenzenden Wohnbauflächen ge-

ringfügig korrigiert. 

Durch die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden weiterhin Hinweise zu ein-

zelnen Festsetzungen sowie zur Aufnahme weiterer Hinweise ohne Normcharakter übermittelt, den 

überwiegend gefolgt wurde. Es wurde über zwei altlastenverdächtige Flächen im Umfeld des Plan-

gebietes informiert. Der Sachverhalt wurde in die Umweltprüfung eingestellt und die Bereiche auf 

der Planzeichnung gem. § 9 Abs. 5 BauGB gekennzeichnet. Hinweise zur Beachtung eines Grabens 

im nördlichen Bereich des Plangebietes sind vordergründig auf der Ebene des Bebauungsplanes zu 

berücksichtigen, diesbezüglich erfolgte die Aufnahme eines Hinweises ohne Normcharakter auf die 

Planzeichnung. 

Die Träger der Ver- und Entsorgung gaben erneut Auskunft zum vorhandenen Leitungsbestand und 

hiermit verbundene Anforderungen. Weiterhin wurde auf ein Hochwasserrisikogebiet hingewiesen. 

Der Sachverhalt wurde geprüft. Innerhalb oder angrenzend an den Änderungsbereich sind jedoch 

keine Hochwasserrisikogebiete vorhanden. Die nächsten Risikogebiete befinden sich über 13 km 

entfernt. 

 

 

4. Zusammenfassung der Gründe für durch Abwägung gewählte Planungsvari-

ante 
 

Das Plangebiet stellt ein geeignetes kleinteiliges Wohnbauflächenpotenzial im Ortsteil Müncheberg 

dar. Im direkten Anschluss an Siedlungsbereiche können die Wohngebiete der Stadt Müncheberg 

städtebaulich sinnvoll entwickelt werden. Angrenzend an die Seelower Straße und vorhandene Be-

bauung wird das Siedlungsgefüge in diesem Bereich unter Nutzung bereits vorhandener Infrastruk-

tur ergänzt, abgerundet und die verschiedenen bebauten Bereiche verbunden. Die vorhandene 

Wohnbebauung an der Seelower Straße wird fortgeführt und ergänzt. Die Ergänzungsfläche ent-

spricht dem aktuellen städtebaulichen Leitbild der Stadt Müncheberg, in welchem das Plangebiet 

als Erweiterungsfläche für die Wohnflächenentwicklung ausgewiesen wurde.  

 

Die zu erwartenden Umweltauswirkungen können vollständig durch geeignete Kompensationsmaß-

nahmen ausgeglichen werden, der Bebauungsplan enthält entsprechende Festsetzungen. Es wer-

den keine naturschutzfachlich wertvollen Bereiche oder geschützten Biotope beansprucht, vorhan-

dene Grünstrukturen und geschützte Biotope werden in die Planung integriert und bleiben erhalten. 

Unter Beachtung von Vermeidungsmaßnahmen sind auch keine Verletzungen des besonderen Ar-

tenschutzes zu erwarten. Bei der Fläche handelt sich weiterhin um eine vergleichsweise kleine Split-

terfläche im Außenbereich, die auch für die landwirtschaftliche Nutzung nicht von besonderer Be-

deutung ist. 
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Unter Beachtung einer steigenden Nachfrage nach Wohngrundstücken und der Hemmnisse bei der 

Aktivierung von Innenentwicklungspotenzialen im Ortsteil Müncheberg wird der Wohnbauflächen-

entwicklung an diesem städtebaulich sinnvollen Gebiet daher der Vorrang vor anderen Belangen 

eingeräumt.  

 

Im Rahmen des Vorentwurfes wurden verschiedene Erschließungs- und Bebauungsvarianten un-

tersucht, die sich im Wesentlichen durch verschiedene Anknüpfungspunkte an die Seelower Straße 

und in deren Folge durch eine unterschiedliche innere Erschließung mit erhebliche Auswirkungen 

auf das städtebauliche Konzept und die Grundstücksteilung unterscheiden. Dies hat Auswirkungen 

auf die Umweltbelange, die in der Abwägung mit hohem Gewicht eingestellt wurden, hier vor allem 

der Schutz des Waldrandes sowie das Zauneidechsenvorkommen in diesem Bereich.  

Nach Eingang aller Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung und sorgfältiger Abwägung al-

ler betroffenen privaten und öffentlichen Belange gegeneinander und untereinander wurde die mit 

den Festsetzungen des Bebauungsplanes umgesetzte städtebauliche Variante gewählt. Maßgeblich 

für diese Entscheidung waren im Zusammenhang mit einer geeigneten Grundstücksteilung insbe-

sondere verkehrstechnische Belange, Belange des Umwelt- und Artenschutzes und der östlich an-

grenzenden Grundstückseigentümer. Im Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung sowie unter Beach-

tung der Vorprüfung der Anbindung und inneren Erschließung erfolgte aus verkehrstechnischen 

Gründen eine geringfügige Verschiebung der Anbindung Richtung Osten und eine Vergrößerung 

des Abstandes zum Knotenpunkt Seelower Straße / Bergmannstraße (Abzweig L364).  

Von einer verkehrstechnisch günstigeren Variante mit unmittelbarer Anbindung des Plangebietes 

am Knotenpunkt der L362 wurde zugunsten des Artenschutzes am Waldrand und einer effizienten 

inneren Erschließung mit möglichst wenig versiegelter Fläche und städtebaulich sinnvoller Flächen-

aufteilung verzichtet. Auch sollen weitere Zufahrten an der Seelower Straße vermieden werden, die 

den dortigen Verkehrsfluss zusätzlich beeinträchtigen würden. 

Die Option zur Anbindung des Plangebietes über den Behlendorfer Weg wurde grundsätzlich ver-

worfen, da dieser weiterhin insbesondere dem Fuß- und Radverkehr vorbehalten sein soll. Ein er-

höhtes Verkehrsaufkommen soll aufgrund des hier verlaufenden regionalen Rad- und Wanderwegs 

vermieden werden. 

 


